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Antrag 

des Abg. Sascha Binder u. a. SPD 

 

Maßnahmenpaket für die Polizei und Innenverwaltung 

 

 
Der Landtag wolle beschließen, 

die Landesregierung zu ersuchen 

 

zu berichten, 

 

1. wie viele Beschwerden wegen sexueller Belästigung bei der Polizei Baden-Württemberg in den letz-

ten drei Jahren eingereicht wurden (bitte aufschlüsseln nach einzelnen Polizeidienststellen); 

 

2. welche Kriterien zur Auswahl von Jörg Krauss als Leiter der „Stabstelle moderne Führungs- und Wer-

tekultur“ führten, unter besonderer Darstellung der Erwägungsgründe, die diese Entscheidung recht-

fertigen;  

 

3. welche konkreten Befugnisse die neu eingerichtete „Stabstelle moderne Führungs- und Wertekultur“ 

beziehungsweise ihr Leiter zur Umsetzung der zugewiesenen Aufgabenkreise hat; 

 

4. welche Quellen für die Entwicklung des Maßnahmenpakets herangezogen wurden, einschließlich 

Presse, wissenschaftlicher Arbeiten, interner Statistiken, Rechtsgutachten und Ergebnisse der Einbe-

ziehung anderer Stellen, insbesondere für die Maßnahmen „Neuaufstellung des Landespolizeipräsidi-

ums“, „Vertrauensanwältin“ und „Dienstvereinbarung für die gesamte Polizei“; 

 

5. wie viele Anträge durch die Vertrauensanwältin bereits bearbeitet wurden unter besonderer Darstel-

lung, welche Kosten dabei angefallen sind (bitte die Anträge nach ihrem Gegenstand, namentlich nach 

Fällen sexueller Belästigung, Beurteilungen, Beförderungen und Stellenbesetzungen aufteilen); 

 

6. wie die derzeitige und geplante Struktur der „Stabstelle moderne Führungs- und Wertekultur“ ist, 

unter besonderer Darstellung, welche Positionen besetzt sind, wer diese bekleidet und welche Aufga-

ben welcher Stelle zugewiesen sind; 

 

7. wann die Stabstelle ihre Arbeit aufgenommen hat, unter besonderer Darstellung, wie viele Anträge 

und Beschwerden bisher eingegangen sind, wie viele Eingaben bereits mit welchem Ergebnis bear-

beitet wurden, welche Verbesserungsvorschläge zu den Themenbereichen Führung, Beurteilung, Be-

förderung, Stellenausschreibung, Ausschreibungskriterien und Stellenbesetzungen bereits erarbeitet 

wurden bzw. derzeit erarbeitet werden und auf welche Weise Transparenz zu diesen Prozessen herge-

stellt wird; 

 

8. auf welche Weise die Arbeit der Stabstelle gegenwärtig und zukünftig qualitativ evaluiert und statis-

tisch erfasst wird; 

 

9. welche Kommunikationskanäle zwischen den Beamten und der Stabstelle existieren, namentlich über 

welche Kanäle Beschwerden eingereicht werden; 

 

10. welche Vorkehrungen speziell für die Neuausrichtung der strategischen Personalentwicklung getrof-

fen wurden unter besonderer Darstellung, welche Zwischenergebnisse es hierzu bereits gibt; 

 

 



11. welche (Unter-)Punkte des im Juli 2023 angekündigten Maßnahmenpakets für die Polizei und die 

Innenverwaltung bis jetzt umgesetzt wurden;  

 

12. welche Gesamtkosten für die Stabstelle bis Ende Februar 2024 angefallen sind; 

 

13. welche Entscheidungen bezüglich der Ausgestaltung der im Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Landesbeamtengesetzes und weiterer dienstrechtlicher Vorschriften vorgesehenen, neu geschaffenen 

Posten eines Landespolizeivizepräsidenten und eines Stabsdirektors im Landespolizeipräsidium be-

reits getroffen wurden, insbesondere dazu, ob die Stellen für Polizeivollzugsbeamte oder Juristen aus-

geschrieben werden sollen sowie welche Aufgabenkataloge für diese beiden Stellen vorgesehen sind; 

 

14. ob es bereits konkrete Vorstellungen und Pläne für Veränderungen der Regelung Grundsätze der Be-

urteilung und des Verfahrens gibt unter besonderer Darstellung, wie diese Veränderungen ausgestaltet 

sind. 

 

 

14.3.2024 

 

Binder, Ranger, Hoffmann, Dr. Weirauch, Weber SPD 

 

 

 

B e g r ü n d u n g  

 

Innenminister Thomas Strobl hat am 18. Juli 2023 ein Maßnahmenpaket für die Polizei und die Innenver-

waltung vorgestellt. Enthalten sind fünf Maßnahmen für eine moderne Führungs- und Wertekultur, für eine 

strategische Personalentwicklung und zum Schutz gegen sexuelle Belästigung. Der Berichtsantrag will den 

aktuellen Stand der Umsetzung des Maßnahmenpakets, auch aus Anlass des Entwurfs eines Gesetzes zur 

Änderung des Landesbeamtengesetzes und weiterer dienstrechtlicher Vorschriften, erfragen. 

 


